
 

 

 

Vaduz, den 12.1.2010 

 

 

M E D I E N M I T T E I L U N G 
 

 

FBP fordert bei Verhandlungen zu Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) Regelung zum 

Verzicht auf Amtshilfe bei Datendiebstahl 

 

 

Regierungschef Klaus Tschütscher verhandelt momentan mit verschiedenen Staaten den 

Abschluss von Doppelbesteuerungsabkommen (DBA). Das Präsidium der Fortschrittlichen 

Bürgerpartei (FBP) begrüsst, dass der Regierungschef seine Prioritäten nun auf den 

Abschluss von DBA’s legt, da sie gegenüber den reinen Steuerinformations-Abkommen 

(TIEA) dem Wirtschaftsplatz Liechtenstein als Ganzes von Nutzen sind. 

 

Das Präsidium der FBP fordert den Regierungschef jedoch auf, sich dafür stark zu machen, 

dass in den Abkommen eine Regelung Aufnahme findet, mit welcher klargestellt ist, dass 

Liechtenstein keine Amtshilfe leistet, wenn die anderen Staaten ihr Begehren auf 

Informationen abstützen, die sie direkt oder indirekt infolge illegaler Handlungen wie 

Datendiebstahl erhalten haben. Fehlt eine solche Klausel in den Abkommen würde dies 

Missbräuchen Tür und Tor öffnen. 

 

„Der Fall Kieber hat gezeigt, dass andere Staaten oder deren Geheimdienste nicht davor 

zurückschrecken, gestohlene Daten zu kaufen und sie anschliessend zu verwenden. Dieses 

Vorgehen kann in keiner Art und Weise gutgeheissen werden. Es muss verhindert werden, 

dass durch solche Methoden ein eigentlicher Markt für vertrauliche Bank- oder 

Treuhandinformationen entsteht. Aus diesem Grunde ist es für uns unabdingbar, dass in den 

Abkommen klar geregelt ist, dass Liechtenstein keine Amtshilfe leistet, wenn die Daten 

illegal wie beispielsweise durch Datendiebstahl in den Besitz des anderen Staates gelangt 

sind. Das FBP-Präsidium fordert deshalb den Regierungschef auf, eine solche Klausel in die 

Verhandlungen einzubringen und durchzusetzen. Die Kunden des Finanzplatzes müssen das 

Vertrauen haben, dass ihre Gelder in Liechtenstein geschützt vor illegalen Handlungen sind. 

Dieses Vertrauen in den Finanzplatz Liechtenstein kann mit einer solchen Regelung gestärkt 

werden“, wie FBP-Geschäftsführer Marcus Vogt betont.  

 

 
______________________________________________________________ 

Fragen an FBP-Geschäftsführer Marcus Vogt unter der Nummer +423‘237‘79’40. 


